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Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


a) zu der von der Bundesregierung erlassenen Achtundzwanzigsten 
Verordnung zur Änderung der Ausfuhrliste — Anlage AL 

zu Außenwirtschaftsverordnung — 

— Drucksache 7/1278 — 

b) zu der von der Bundesregierung erlassenen Neunundzwanzigsten 
Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

— Drucksache 7/1491 — 


A. Probleme und Lösungen 


Zu a) 

Problem 

Die Rohölproduktionskürzungen der arabischen Länder haben 
auf dem deutschen Markt entsprechende Ausfälle bei der Ver- 
sorgung mit Mineralölprodukten zur Folge. 

Lösung 

Für die Ausfuhr von Erdöl und Erdölerzeugnissen soll deshalb 
eine Genehmigungspfiicht eingeführt werden. 


Zu b) 

Problem 

Die veränderte währungspolitische Lage (Erstarkung der Posi- 
tion des US-Dollars) gestattet eine Erleichterung der außenwirt- 
schaftlichen Absicherung gegen Kapitalzuflüsse aus dem Aus- 
land. 
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Lösung 

Um die Finanzierung der Importe zu erleichtern, sollen deshalb 
u. a. Zahlungsziele und gebundene Finanzkredite in größerem 
Umfang genehmigungs- und bardepotfrei in Anspruch genom- 
men werden können. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


B. Vorschlag 

Der Bundestag verlangt die Aufhebung der Verordnungen nicht. 


Bericht des Abgeordneten Wolfram 


Die Verordnungen, die bereits in Kraft getreten 
sind, wurden vom Präsidenten des Deutschen Bun- 
destages an den Ausschuß für Wirtschaft zur Be- 
ratung überwiesen. Es handelt sich um sogenannte 
Nachlaufverordnungen, bei denen der Deutsche 
Bundestag nach § 27 Abs. 2 des Außenwirtschafts- 
gesetzes die Aufhebung innerhalb einer Frist von 
vier Monaten nach Verkündung der Verordnungen 
verlangen kann. 

1. Der Ausschuß hat sich davon überzeugt, daß die 
Einführung einer Genehmigungspflicht auch für 
die Ausfuhr von Erdöl und Mineralölprodukten 
im Hinblick auf die Energiekrise unerläßlich ist. 


2. Die veränderte währungspolitische Lage, die u. a. 
in der Erstarkung des US-Dollars zum Ausdruck 
kommt, gestattet eine Erleichterung der außen- 
wirtschaftlichen Absicherung gegen Kapitalzu- 
flüsse aus dem Ausland. Um die Finanzierung der 
Importe zu erleichtern, sollen deshalb Zahlungs- 
ziele und gebundene Finanzkredite in größerem 
Umfang genehmigungs- und bardepotfrei bean- 
sprucht werden können. 

Namens des Ausschusses bitte ich das Hohe Haus, 
von dem dem Bundestag zustehenden Aufhebungs- 
verlangen keinen Gebrauch zu machen. 


Bonn, den 23. Januar 1974 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Narjes Wolfram 

Vorsitzender Berichterstatter 
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